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International Tax Observatory empfiehlt in Policy-Bericht Harmonisierung statt 
Lockerung der CFC-Regelungen im Hinblick auf Säule II 
 
In ihrem Vorschlag für ein Omnibus-Paket zur direkten Besteuerung hat die Europäische 
Kommission eine Ausnahmeregelung von den Vorschriften für kontrollierte ausländische 
Unternehmen (CFC) für Unternehmen im Anwendungsbereich von Säule 2 vorgeschlagen. 
Die Richtlinie 2022/2523, mit der Säule 2 in EU-Recht umgesetzt wird, führt einen globalen 
effektiven Mindeststeuersatz von 15 % für große multinationale Konzerne ein und sieht eine 
Nachzahlungssteuer vor, wenn Gewinne unterhalb dieser Schwelle besteuert werden. Am 20. 
Juli 2026 veröffentlichte das International Tax Observatory einen Policy-Bericht, in dem davor 
gewarnt wird, die CFC-Regelungen nun, da Säule 2 in Kraft ist, als überflüssig anzusehen. 
Der Bericht, der sich auf drei Erkenntnisse aus Daten der OECD und von Eurostat stützt, 
kommt zu dem Schluss, dass die CFC-Regelungen nach wie vor einen sehr wichtigen Zweck  
erfüllen.  Erstens überschneiden sich die beiden Regelungen in ihrem Anwendungsbereich 
nur teilweise, da Säule 2 ausschließlich für multinationale Konzerne mit einem Jahresumsatz 
von über 750 Millionen Euro gilt und damit lediglich 2,3 % der multinationalen Konzerne in der 
EU abdeckt, während die CFC-Regelungen einen weitaus größeren Kreis betreffen und 
speziell auf niedrig besteuerte passive Einkünfte wie Lizenzgebühren, Zinsen und Dividenden 
abzielen. Zweitens bringen empirische Studien, darunter auch Analysen der Folgen des 
„Cadbury Schweppes“-Urteils, durchweg einen Zusammenhang zwischen einer schwächeren 
Durchsetzung der CFC-Vorschriften und einer stärkeren Gewinnverlagerung in 
Niedrigsteuerländer. Drittens weist Säule 2 selbst strukturelle Schwächen auf, da 
substanzbasierte Ausnahmeregelungen und qualifizierte erstattungsfähige Steuergutschriften 
ihre effektive Untergrenze auf etwa 10 % senken können, was bedeutet, dass in sieben der 
acht untersuchten Mitgliedstaaten die nationalen CFC-Vorschriften bereits eine höhere 
effektive Steuerschwelle vorsehen als Säule 2. Auf dieser Grundlage empfehlen die Autoren, 
dass die EU die CFC-Vorschriften beibehält und harmonisiert, anstatt sie zu schwächen, und 
Säule 2 als Ergänzung zu bestehenden Instrumenten zur Bekämpfung der Steuervermeidung 
und nicht als Ersatz dafür betrachtet. 
 

UN startet nächste Verhandlungsphase für internationales 

Steuerrahmenübereinkommen 

Am 21. Juli 2026 veröffentlichte der Co-Leiter des Arbeitsstrangs I des UN-
Rahmenübereinkommens über internationale Zusammenarbeit in Steuerangelegenheiten 
(UNFCITC) einen Nullentwurf des Rahmenübereinkommens, des übergeordneten Vertrags, 
der eine inklusive globale Governance für internationale Steuerangelegenheiten etablieren 
soll. Das Übereinkommen wird von einem zwischenstaatlichen Verhandlungsausschuss 
(Intergovernmental Negotiating Committee, INC) ausgehandelt, der im Anschluss an eine im 
Dezember 2024 verabschiedete Resolution der UN-Generalversammlung eingerichtet wurde; 
die Mitgliedstaaten streben an, den Text bis Mitte 2027 fertigzustellen. Der Entwurf enthält 
allgemeine Grundsätze, darunter die Souveränität über die nationale Steuerpolitik, die 
gerechte Zuteilung von Besteuerungsrechten und Transparenz, sowie wesentliche 
Bestimmungen zur wirksamen Besteuerung vermögender Privatpersonen, zu 
steuerbezogenen illegalen Finanzströmen, zu schädlichen Steuerpraktiken und zur 
gegenseitigen Amtshilfe zwischen Staaten. Außerdem wird eine institutionelle Architektur 
vorgeschlagen, die eine Konferenz der Vertragsstaaten als Hauptleitungsgremium des 
Vertrags, ein mit Fachleuten besetztes Nebenorgan für die Umsetzung sowie ein Sekretariat 
umfasst, das zunächst vom Generalsekretär der Vereinten Nationen betreut wird. Das 
Übereinkommen „ “ ist als Rahmenübereinkommen konzipiert, was bedeutet, dass seine 
materiellrechtlichen Vorschriften durch separate Protokolle weiterentwickelt werden sollen, 
wobei die Staaten erst dann an ein Protokoll gebunden sind, wenn sie es gesondert ratifiziert 
haben. Die fünfte Verhandlungsrunde der INC ist für den 3. bis 14. August 2026 in New York 



angesetzt, wo das Rahmenübereinkommen gemäß dem Programmentwurf zusammen mit 
den ersten beiden Protokollen weiter erörtert werden soll.  

 
UN treibt Verhandlungen über neue Steuerregeln für grenzüberschreitende 
Dienstleistungen voran 
 
Am 20. Juli 2026 veröffentlichte der Co-Leiter des Arbeitsstrangs II einen Protokollentwurf zur 
Besteuerung von Einkünften aus grenzüberschreitenden Dienstleistungen, der Teil der 
laufenden Verhandlungen über ein UN-Rahmenübereinkommen zur internationalen 
Zusammenarbeit im Steuerbereich (UNFCITC) ist. Diese Verhandlungen folgen auf eine im 
Dezember 2024 verabschiedete Resolution der UN-Generalversammlung, mit der ein 
zwischenstaatlicher Verhandlungsausschuss (Intergovernmental Negotiating Committee, 
INC) eingerichtet wurde, der mit der Ausarbeitung eines neuen globalen Steuerabkommens 
und zweier begleitender vorläufiger Protokolle beauftragt ist, wobei die Mitgliedstaaten 
anstreben, den Prozess bis Mitte 2027 abzuschließen. Der Protokollentwurf würde es den 
Quellenstaaten – also den Ländern, in denen die Einkünfte erzielt werden – ermöglichen, 
Vergütungen für grenzüberschreitende Dienstleistungen, Einkünfte aus automatisierten 
digitalen Diensten wie Online-Werbung, Cloud-Computing und Plattformvermittlung sowie an 
Gebietsfremde gezahlte Versicherungsprämien zu besteuern, vorbehaltlich noch zu 
vereinbarender Obergrenzen für den Quellensteuersatz. Verfügt ein Dienstleister über eine 
physische Präsenz im Quellenstaat, würde die Besteuerung stattdessen nach einem 
gewinnbasierten Ansatz erfolgen, der die dort tatsächlich erbrachten Dienstleistungen 
widerspiegelt. Der Entwurf enthält zudem eine Ausnahmeregelung für Niedrigsteuerländer, 
wonach die im Protokoll festgelegten Beschränkungen der Quellenbesteuerung nicht gelten, 
wenn die Einkünfte im Wohnsitzstaat des Empfängers einem niedrigen effektiven Steuersatz 
unterliegen, und sieht Mechanismen zur Vermeidung von Doppelbesteuerung vor.  
 

 

UN legt Entwurf für neue Verfahren zur Beilegung internationaler 

Steuerstreitigkeiten vor 

Am 20. Juli 2026 veröffentlichten die Co-Leiter des Arbeitsstrangs III einen Protokollentwurf 
zur Prävention und Beilegung von Steuerstreitigkeiten – eines von zwei frühen Protokollen, 
die parallel zu einem neuen UN-Rahmenübereinkommen über internationale Zusammenarbeit 
in Steuerangelegenheiten (UNFCITC) verhandelt werden. Im Bereich der Prävention würde 
der Entwurf es Steuerpflichtigen ermöglichen, bilaterale oder multilaterale 
Vorabvereinbarungen über Verrechnungspreise zu beantragen, um die Behandlung von 
Verrechnungspreisen im Voraus zu vereinbaren, Vorabentscheidungen zu anderen 
Steuerfragen zu erwirken sowie Vereinbarungen zur kooperativen Einhaltung der 
Steuervorschriften zu treffen, die einen laufenden Dialog mit den Steuerbehörden beinhalten, 
neben gleichzeitigen oder gemeinsamen Prüfungen, die es zwei oder mehr Staaten 
ermöglichen, ihre Prüfung desselben Steuerpflichtigen zu koordinieren – alles vorbehaltlich 
der Zustimmung der zuständigen Behörden. Was die Beilegung betrifft, würden Streitigkeiten 
zunächst ein Verfahren der einvernehmlichen Einigung zwischen den beteiligten zuständigen 
Behörden durchlaufen, mit festgelegten Zugangskriterien und indikativen Zeitrahmen für die 
Erzielung einer Lösung. Wird der Fall auf diese Weise nicht beigelegt, sieht der Entwurf eine 
optionale Mediation oder Schlichtung durch einen unabhängigen Dritten vor; sollte das 
Verfahren der einvernehmlichen Einigung nach drei Jahren weiterhin ergebnislos bleiben, ist 
ein bindendes Schiedsverfahren durch ein Gremium aus drei Schiedsrichtern vorgesehen, die 
aus einer von den Vereinten Nationen geführten Liste ausgewählt werden und strengen 
Anforderungen an Unabhängigkeit und die Vermeidung von Interessenkonflikten unterliegen. 
Der Entwurf befasst sich auch mit dem Zusammenspiel dieser Mechanismen mit bestehenden 
bilateralen Steuerabkommen und ermöglicht es den Staaten, Vorbehalte gegen bestimmte 
Mechanismen einzulegen oder zu vereinbaren, abkommensbasierte Verfahren durch die im 



Protokoll vorgesehenen zu ersetzen. Zahlreiche verfahrensrechtliche Einzelheiten, darunter 
konkrete Fristen und das anzuwendende Schiedsverfahren, stehen noch in eckigen 
Klammern und sind Gegenstand weiterer Verhandlungen. 
 

Eurostat veröffentlicht aktuelle Daten zu den Umweltsteuereinnahmen in der 

EU 

 
Neue Eurostat-Daten, die am 22. Juli 2026 veröffentlicht wurden, zeigen, dass die 
Umweltsteuereinnahmen in der gesamten EU im Jahr 2024 auf 371,9 Milliarden Euro 
gestiegen sind, was einem Anstieg von 6,1 % gegenüber 2023 entspricht. Dieser Anstieg ist 
hauptsächlich auf Energiesteuern zurückzuführen, während Verkehrsabgaben sowie Steuern 
auf Umweltverschmutzung und Ressourcenverbrauch einen geringeren Beitrag leisteten. 
Trotz dieses Anstiegs in absoluten Zahlen machen Umweltsteuern sowohl an der EU-
Wirtschaft als auch an den öffentlichen Einnahmen insgesamt einen immer geringeren Anteil 
aus – ein Rückgang, der seit über einem Jahrzehnt anhält: Ihr Anteil sank von 2,5 % des BIP 
im Jahr 2014 auf 2,1 % im Jahr 2024 und im gleichen Zeitraum von 6,1 % auf 5,1 % der 
gesamten staatlichen Einnahmen aus Steuern und Sozialbeiträgen. Das bedeutet, dass die 
Regierungen zwar insgesamt mehr Umweltsteuern einnehmen, diese Steuern jedoch 
langsamer wachsen als die Wirtschaft und nach und nach von anderen Einnahmequellen 
überholt werden. Auch die nationalen Trends gehen auseinander: In 22 Mitgliedstaaten 
stiegen die Einnahmen im Jahr 2024, angeführt von Rumänien, Litauen, Polen und Ungarn, 
während fünf Länder, darunter Schweden, die Slowakei und Finnland, einen Rückgang 
verzeichneten. 
 

IWF sieht Mehrwertsteuer als effektivstes Instrument zur Besteuerung 

grenzüberschreitender Dienstleistungen 

Der Internationale Währungsfonds (IWF) veröffentlichte am 17. Juli 2026 ein Arbeitspapier mit 
dem Titel „Taxing Cross-Border Services“, in dem untersucht wird, wie Länder versuchen, 
Dienstleistungen zu besteuern, die digital und ohne lokale Präsenz grenzüberschreitend 
erbracht werden. Das Papier stellt fest, dass Dienstleistungen mittlerweile 27,2 % des 
Welthandels ausmachen – der höchste Anteil seit 2005 –, wobei die digitale Erbringung einen 
Großteil dieses Wachstums antreibt und sich der Handel zunehmend auf eine kleine Anzahl 
von Durchleitungsländern konzentriert. Es vergleicht die wichtigsten Instrumente, die Länder 
als Reaktion darauf eingesetzt haben: Mehrwertsteuer auf importierte Dienstleistungen, 
Steuern auf digitale Dienstleistungen (DSTs), erweiterte Regeln für Betriebsstätten und 
wesentliche wirtschaftliche Präsenz, Quellensteuern auf Auslandszahlungen, Maßnahmen 
gegen die Aushöhlung der Steuerbasis wie Abzugsbeschränkungen und Steuern auf 
umgeleitete Gewinne sowie die neueren Bestimmungen des UN-Musterabkommens, darunter 
Artikel 12B zu automatisierten digitalen Dienstleistungen und der kürzlich vereinbarte Artikel 
12AA zu grenzüberschreitenden Dienstleistungsgebühren im weiteren Sinne. Die Autoren 
stellen fest, dass DSTs tendenziell an Verbraucher und gewerbliche Nutzer weitergegeben 
werden, anstatt die Gewinne des ausländischen Anbieters zu belasten, und dass erweiterte 
Nexus-Regelungen oft zwar erfolgreich eine steuerpflichtige Präsenz schaffen, ohne jedoch 
zu klären, wie viel Gewinn dieser tatsächlich zuzurechnen ist. Sie weisen zudem darauf hin, 
dass Artikel 12AA weiterhin umstritten ist, wobei von der Industrie in Auftrag gegebene 
Analysen vor Handels- und Investitionskosten warnen und Aktivisten diese Einschätzung 
bestreiten. Die allgemeine Schlussfolgerung des Papiers lautet, dass eine umfassendere 
Anwendung der Bestimmungsort-Mehrwertsteuer die zugrunde liegenden Probleme 
wirksamer und mit geringeren wirtschaftlichen Verzerrungen angehen würde als die bisher 
beschlossenen, enger gefassten einseitigen Maßnahmen. 

 



AMLA legt Entwurf für EU-weite Standards bei Geldwäsche-

Verdachtsmeldungen vor 

Die Anti-Geldwäsche-Behörde (AMLA) hat eine öffentliche Konsultation zu Entwürfen für 
technische Durchführungsstandards (ITS) gemäß Artikel 69 Absatz 3 der 
Geldwäschebekämpfungsverordnung (Verordnung (EU) 2024/1624) eröffnet, in denen 
gemeinsame Formate für meldepflichtige Stellen zur Meldung von Verdachtsfällen und zur 
Übermittlung von Transaktionsaufzeichnungen an die Finanzermittlungsstellen (FIUs) 
festgelegt werden. Der Entwurf der ITS führt Vorlagen ein, die an verschiedene Arten von 
meldepflichtigen Stellen angepasst sind, sowie spezielle Vorlagen für die Übermittlung von 
Transaktionsaufzeichnungen durch Kredit- und Finanzinstitute, und zielt darauf ab, die 
Meldepraktiken in der gesamten EU stärker anzugleichen und gleichzeitig den 
Besonderheiten des nichtfinanziellen Sektors Rechnung zu tragen. Die AMLA hat zudem eine 
begleitende Auslegungsnotiz veröffentlicht, die eher technischer Natur als rechtsverbindlich 
ist. Darin werden die Datenpunkte strukturiert, die für Verdachtsmeldungen zu verdächtigen 
Transaktionen und Aktivitäten gemeldet werden müssen, und zwar nach Kategorien, die die 
Meldung selbst, natürliche und juristische Personen, Konten, Transaktionen sowie negative 
Informationen wie den Status als politisch exponierte Person (PEP) und den Sanktionsstatus 
umfassen. Gleichzeitig wird klargestellt, dass je nach Sektor und Art des gemeldeten 
Verdachts nicht alle Vorlagen oder Datenpunkte für jede meldepflichtige Stelle gelten. Die 
Interessengruppen sind aufgefordert, bis zum 20. September 2026 Stellungnahmen 
einzureichen; die AMLA wird die eingegangenen Rückmeldungen bei der Ausarbeitung ihres 
Vorlagenentwurfs an die Europäische Kommission bis zum 30. November 2026 
berücksichtigen. Darüber hinaus wird die AMLA am 9. September 2026 von 10:00 bis 12:00 
Uhr MESZ eine öffentliche Anhörung abhalten, für die eine Online-Anmeldung erforderlich ist, 
um weitere Diskussionen zu führen. 
 
 
 
Haftungsausschluss 
 
Der Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   

 
Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 
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